




Zusammenfassende Erklärung gem. § 10a Baugesetzbuch (BauGB) 
 
zu   der Satzung über die Festlegung der Grenzen für im Zusammenhang bebauten Ortsteile 
gemäß § 34 (4) Nr. 3 BauGB, 
 
Ergänzungssatzung  �ÄAm Galgenberg �³��        
 
1. Beschreibung der Planung und ihrer Umweltauswirkungen 
 
Mit der Aufstellung der  Ergänzungssatzung "�$�P���*�D�O�J�H�Q�E�H�U�J�³   gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB, 
sollen einzelne Außenbereichsflächen städtebaulich angemessen in den im Zusammenhang 
bebauten Ortsteil einbezogen werden. 
Das ca.  2900 m²  �J�U�R�‰�H���6�D�W�]�X�Q�J�V�J�H�E�L�H�W���]�X�U���(�U�J�l�Q�]�X�Q�J�V�V�D�W�]�X�Q�J�����Ä�$�P���*�D�O�J�H�Q�E�H�U�J�³�� 
liegt am nord- westlichen Ortsrand der Stadt Netzschkau.    
�(�V���E�H�I�L�Q�G�H�W���V�L�F�K���X�Q�P�L�W�W�H�O�E�D�U���D�Q���G�H�U���2�U�W�V�V�W�U�D�‰�H���Ä�5�H�L�Q�V�G�R�U�I�H�U���:�H�J�³���X�Q�G���G�H�P���:�H�J���Ä�$�P��
�*�D�O�J�H�Q�E�H�U�J�³���� 
�'�D�V���6�D�W�]�X�Q�J�V�J�H�E�L�H�W���L�V�W���G�H�Q���:�R�K�Q�E�D�X�I�O�l�F�K�H�Q���L�P���%�H�U�H�L�F�K���Ä�5�H�L�Q�V�G�R�U�I�H�U���:�H�J�³�����Ä�+�H�U�P�D�Q-Löns-
�6�W�U�D�‰�H�³���X�Q�G�����Ä�:�L�H�V�H�Q�Z�H�J�³�����]�X�J�H�R�U�G�Q�H�W�����'�H�U���3�O�D�Q�E�H�U�H�L�F�K���G�H�U���(�U�J�l�Q�]�X�Q�J�V�I�O�l�F�K�H�Q�����V�F�K�O�L�H�‰�W�����D�Q���G�L�H��
vorhandene Baustruktur der Ortslage  unmittelbar an. 
Der Geltungsbereich der Ergänzungssatzung �Ä�$�P���*�D�O�J�H�Q�E�H�U�J�³��umfasst in der Gemarkung 
Netzschkau  die Flurstücke   789, 790 und 791.   
Mit der Satzung ist  
 - eine geordnete und angemessene, bauliche Entwicklung im Planbereich im Sinne der 
   Eigenentwicklung möglich,  
 
 - wird den Zielen 5.1.2 (Eigenentwicklung), 5.1.4 (Einfügungsgebot der Bebauung in  
   Siedlungsstruktur und Landschaft) und 5.1.6 (geordnete städtebauliche Entwicklung in  
   Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten mit ganz oder teilweise vorhandener  
   Erschließung) des Landesentwicklungsplanes Rechnung getragen, 
 
 - sowie die Belange des Naturschutzes durch eine adäquate Eingriffsausgleichsregelung 
   in der Planung berücksichtigt. 
 
 
Für die Satzung  nach § 34 (4) BauGB bestand keine Pflicht zur Umweltprüfung.  
Gemäß § 13 BauGB ist es Voraussetzung für die Anwendung der Satzung, dass die Zulässigkeit 
von umweltverträglichkeitsprüfungspflichtigen Vorhaben nicht begründet wird und keine 
Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Schutzgüter (§ 1 Abs. 6 Nr.7 b BauGB) bestehen. 
 
Gemäß § 13 BauGB ist eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, der Umweltbericht gemäß § 2a 
und die Angaben zu umweltbezogenen Informationen nach § 3 Abs. 2 Satz 2, entbehrlich; 
§ 4c war nicht anzuwenden.  
 
Bei der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 13 Abs. 2 Nr.2 ist darauf hinzuweisen, dass von 
einer Umweltprüfung abgesehen wurde.   
Die Ergänzungssatzung "Am Galgenberg" erfüllt diese Voraussetzungen.  
Von der Durchführung einer Umweltprüfung wurde insofern abgesehen. 
 
 
 
2. Ablauf des Beteiligungsverfahrens 
 
�$�X�I�V�W�H�O�O�X�Q�J�V�E�H�V�F�K�O�X�V�V���]�X�U���(�U�J�l�Q�]�X�Q�J�V�V�D�W�]�X�Q�J���Ä�$�P���*�D�O�J�H�Q�E�H�U�J�³   29.05.2018 
Beteiligung der Öffentlichkeit durch öffentliche Auslegung     25.03.2019 bis 
           26.04.2019 
Die Beteiligung der berührten Behörden erfolgte                                                   21.02.2019 
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Abwägung der vorgebrachten Bedenken und Anregungen der Öffentlichkeit  
und Stellungnahmen der Behörden durch den Stadtrat                                         27.08.2019 
 
�%�H�V�F�K�O�X�V�V���G�H�U���(�U�J�l�Q�]�X�Q�J�V�V�D�W�]�X�Q�J���Ä�$�P���*�D�O�J�H�Q�E�H�U�J�³���G�X�U�F�K���G�H�Q���6�W�D�G�W�U�D�W  26.11.2019 
       
Bestätigungsbeschluss der Ergänzungssatzung durch den Stadtrat  26.05.2020 
 
�%�H�N�D�Q�Q�W�P�D�F�K�X�Q�J���G�H�U���(�U�J�l�Q�]�X�Q�J�V�V�D�W�]�X�Q�J���Ä�$�P���*�D�O�J�H�Q�E�H�U�J�³                         02.06.2020 
 
 
 
3. Abwägung der vorgebrachten Anregungen und Hinweise     
 
Von der Öffentlichkeit gab es keine Bedenken, Hinweise oder Ergänzungs- oder 
Änderungsvorschläge. 
 
Im Rahmen der Behördenbeteiligung wurden Hinweise und Anregungen vorgetragen. 
  
Hinweise des Landesamtes für Archäologie, des Landratsamtes Vogtlandkreis und  des 
Landesamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie bezüglich Genehmigung von Erdarbeiten 
n. §14 SächsDSchG, Linie zur Festsetzung des Geltungsbereiches, Meldepflicht von 
archäologischen Bodenfunden  n. § 20 SächsDSchG , Anzeigepflicht bei Bodenverunreinigungen, 
Mitteilungspflicht bei Gefährdung von Punkten des Liegenschaftskatasters, Anzeigepflicht bei 
Kampfmittelfunden, zu Baugrunduntersuchungen und  Bohranzeige- und 
Bohrergebnismitteilungspflicht   wurden in  die Satzung nach Abwägung aufgenommen. 
 
Die Hinweise und Bedenken des Landratsamtes- Naturschutz bezüglich der Pflanzliste wurde  
nach Abwägung beachtet und geändert. 
 
Weitere Hinweise und Anregungen wurden, soweit diese relevant waren, nach Abwägung in die 
Satzung eingearbeitet. 
 
 
 
 
Bearbeitet für die Stadt Netzschkau 
 
  
Ingenieurbüro für Bauplanung und Wertermittlung 
Dipl. Ing.(FH) Andreas Bechmann 
Jacob- Grimm- Straße 8 
08491 Netzschkau   
 
Tel.:   03765/ 300 420 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Netzschkau, 30.07.2020 
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Elektronisch können diese Veröffentlichungen (elektronische Amtsblätter) einzeln oder widerruflich fortlaufend ohne Kosten der Stadt 
Netzschkau von dort (über www.netzschkau.de/ bürgerinformation/ amtliche bekanntmachungen) bezogen werden. 
Abdrucke dieser amtlichen Veröffentlichungen (elektronische Amtsblätter) können einzeln oder stets widerruflich fortlaufend jeweils gegen 
Erstattung der Kosten (Gebühren und Auslagen) nach Maßgabe der Verwaltungskostensatzung der Stadt Netzschkau bezogen oder im 
Bürgerbüro der Stadt Netzschkau eingesehen oder ausgedruckt und ausgehändigt werden. 
 

 ________________________________________ 
 

Amtliche Bekanntmachungen der Stadt Netzschkau 
 

Ausgegeben in Netzschkau im Vogtland am 2.6.2020 
Ausgabe 22/20 

�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«�«����  
                 
 
 

Ortsübliche Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB * 
 

Inkrafttreten der 
�(�U�J�l�Q�]�X�Q�J�V�V�D�W�]�X�Q�J���Ä�$�P���*�D�O�J�H�Q�E�H�U�J�³ 

 
 

Der Stadtrat der Stadt Netzschkau hat am 26.11.2019 in öffentlicher Sitzung d�L�H�� �(�U�J�l�Q�]�X�Q�J�V�V�D�W�]�X�Q�J�� �Ä�$�P��

�*�D�O�J�H�Q�E�H�U�J�³���D�O�V���6�D�W�]�X�Q�J��beschlossen. Der Beschluss wird hiermit gemäß §10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt 

gemacht.  

In der öffentlichen Sitzung des Stadtrates am 26.05.2020 wurde der Bestätigungsbeschluss zu o. g. 

Satzungsbeschluss gefasst. 

 

D�L�H���(�U�J�l�Q�]�X�Q�J�V�V�D�W�]�X�Q�J���Ä�$�P���*�D�O�J�H�Q�E�H�U�J�³ tritt mit dieser ortsüblichen Bekanntmachung in Kraft. 

 

D�L�H�� �(�U�J�l�Q�]�X�Q�J�V�V�D�W�]�X�Q�J�� �Ä�$�P�� �*�D�O�J�H�Q�E�H�U�J�³�� �Nann einschließlich ihrer Begründung in der Stadtverwaltung 

Netzschkau, Markt 12, 08491 Netzschkau im Bauamt, Zimmer Nr. 1, während der üblichen Dienststunden  

 
Montag  9:00-12:00 Uhr und 13:00-16:00 Uhr 
 
Dienstag  9:00-12:00 Uhr und 13:00-18:00 Uhr 
 
Mittwoch  geschlossen 
 
Donnerstag 9:00-12:00 Uhr und 13:00-17:00 Uhr 
 
Freitag   9:00-12:00 Uhr 
 

eingesehen werden.  

 

Jedermann kann die Satzung einsehen und über ihren Inhalt Auskunft verlangen. 

 

Stadtverwaltung Netzschkau 
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Elektronisch können diese Veröffentlichungen (elektronische Amtsblätter) einzeln oder widerruflich fortlaufend ohne Kosten der Stadt 
Netzschkau von dort (über www.netzschkau.de/ bürgerinformation/ amtliche bekanntmachungen) bezogen werden. 
Abdrucke dieser amtlichen Veröffentlichungen (elektronische Amtsblätter) können einzeln oder stets widerruflich fortlaufend jeweils gegen 
Erstattung der Kosten (Gebühren und Auslagen) nach Maßgabe der Verwaltungskostensatzung der Stadt Netzschkau bezogen oder im 
Bürgerbüro der Stadt Netzschkau eingesehen oder ausgedruckt und ausgehändigt werden. 
 

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1 �± 3 und Abs. 2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften 

sowie Mängel in der Abwägung nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB sind gemäß § 215 Abs. 1 Nr. 1 �± 3 BauGB 

unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 

Stadtverwaltung Netzschkau Bauabteilung, Zimmer 01, 08491 Netzschkau, Markt 12 geltend gemacht worden 

sind. Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, 

darzulegen. 

 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche 
im Falle der in den §§ 39-42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung schriftlich beim 
Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren gestellt ist, wird 
hingewiesen.  

 
Hinweis auf § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (Sächs . GemO) 

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen sind, gelten 1 Jahr 
nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. 

Dies gilt nicht, wenn 

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 

2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind, 

3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 Sächs. GemO wegen Gesetzwidrigkeit 
widersprochen hat, 

4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 

a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder 

b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung 
des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. 

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 Sächs GemO geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf 
der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 

 

 
 
 
Netzschkau, den 2.6.2020 
 
 
 
Mike Purfürst 
Bürgermeister 
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Elektronisch können diese Veröffentlichungen (elektronische Amtsblätter) einzeln oder widerruflich fortlaufend ohne Kosten der Stadt 
Netzschkau von dort (über www.netzschkau.de/ bürgerinformation/ amtliche bekanntmachungen) bezogen werden. 
Abdrucke dieser amtlichen Veröffentlichungen (elektronische Amtsblätter) können einzeln oder stets widerruflich fortlaufend jeweils gegen 
Erstattung der Kosten (Gebühren und Auslagen) nach Maßgabe der Verwaltungskostensatzung der Stadt Netzschkau bezogen oder im 
Bürgerbüro der Stadt Netzschkau eingesehen oder ausgedruckt und ausgehändigt werden. 
 

 

 
Impressum: 
Herausgeber: Stadt Netzschkau, Bürgermeister Mike Purfürst, Markt 12, 08491 Netzschkau 
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